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Stellenausschreibungen  
im Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz 

Stellenausschreibungen 

I. 

Es wird Gesuchen von Bewerberinnen und Bewerbern (m/w/d) um folgende Stellen entgegengesehen,  
die mit Ausnahme der Nrn. 2, 4 und 9 auch durch Teilzeitkräfte besetzt werden können: 

1. Vorsitzender Richter am Bayerischen Obersten Landesgericht  
(Besoldungsgruppe R 4) 

in München – Stammsitz München 

2. Direktor des Amtsgerichts 
(Besoldungsgruppe R 3) 

in Landshut  

3. Vorsitzender Richter am Landgericht als weiterer aufsichtführender Richter 
(Besoldungsgruppe R 2 mit Amtszulage) 

in Regensburg 

4. Direktor des Amtsgerichts 
(Besoldungsgruppe R 2 mit Amtszulage) 

in Straubing  

5. Vizepräsident des Amtsgerichts 
(Besoldungsgruppe R 2 mit Amtszulage) 

in Nürnberg 

6. Richter am Amtsgericht als Leiter einer Hauptabteilung 
(Besoldungsgruppe R 2 mit Amtszulage) 

in München 

7. Richter am Oberlandesgericht 
(Besoldungsgruppe R 2) 

in Nürnberg 

8. Richter am Amtsgericht als weiterer aufsichtführender Richter 
(Besoldungsgruppe R 2) 

in Hof und Regensburg 

9. Leitender Oberstaatsanwalt  
(Besoldungsgruppe R 4) 

in Bamberg 
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10. Leitender Oberstaatsanwalt bei der Generalstaatsanwaltschaft 
(Besoldungsgruppe R 3) 

in Nürnberg 

11. Staatsanwalt als Gruppenleiter bei der Staatsanwaltschaft 
(Besoldungsgruppe R 1 mit Amtszulage) 

in Augsburg 

Frauen sind besonders aufgefordert, sich zu bewerben (Art. 7 Abs. 3 Bayerisches Gleichstellungsgesetz). 

Die ausgeschriebenen Stellen sind für die Besetzung mit schwerbehinderten Bewerberinnen und Bewerbern 
geeignet; diese werden bei im Wesentlichen gleicher Eignung bevorzugt. 

Hinsichtlich des Anforderungsprofils dieser Stellen wird auf die Bekanntmachung des Bayerischen 
Staatsministeriums der Justiz vom 30. September 2003 (JMBl. S. 199), zuletzt geändert durch 
Bekanntmachung vom 7. Dezember 2021 (BayMBl. 2021 Nr. 937 vom 22. Dezember 2021), Bezug 
genommen. 

Für alle richterlichen und staatsanwaltlichen Beförderungsämter in der bayerischen Justiz wird die 
Bereitschaft erwartet, das Amt längerfristig auszuüben, wobei ein Zeitraum von mindestens zwei Jahren  
die absolute Untergrenze des Erwarteten bildet. 

Für die Stellen unter Nrn. 1 bis 6, 9 und 10 werden Bewerberinnen und Bewerber, für die die Übertragung 
der Stelle nicht mit einer Beförderung verbunden wäre (Versetzungsbewerberinnen bzw. 
Versetzungsbewerber), nur berücksichtigt, wenn sie zu dem folgenden Stichtag ihr aktuelles Statusamt bei 
dem jeweiligen Gericht oder der jeweiligen Behörde für mindestens zwei Jahre innehatten, soweit zwingende 
dienstliche Gründe nichts anderes gebieten: 

● 1. September 2026 (Nrn. 2, 4, 5 und 10) 

● 19. September 2026 (Nr. 6) 

● 1. Januar 2027 (Nrn. 1, 3 und 9) 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Ausschreibung hinsichtlich der Stellen unter Nrn. 1 bis 6, 9 und 10 
auch für gleichartige Stellen gilt, die bis zu dem jeweiligen Stichtag bei demselben Gericht oder derselben 
Staatsanwaltschaft frei werden. Für später frei werdende gleichartige Stellen bei demselben Gericht oder 
derselben Staatsanwaltschaft wird eine neue Ausschreibung vorgenommen. 

Hinsichtlich der Stellen unter Nrn. 7, 8 und 11 gilt diese Ausschreibung auch für gleichartige Stellen, die 
innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf der Bewerbungsfrist bei demselben Gericht oder derselben 
Staatsanwaltschaft frei werden, falls keine neue Ausschreibung vorgenommen wird (Abschnitt III Nr. 1.2  
der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz über Personalangelegenheiten vom 
10. November 2006 (JMBl. S. 183) in der Fassung vom 21. September 2023 (BayMBl. Nr. 517 vom 
25. Oktober 2023)).  

Bewerbungsfrist: 10. August 2026.  

Bewerbungen, die nach Ablauf der Bewerbungsfrist eingereicht werden, können grundsätzlich nicht mehr 
berücksichtigt werden. 

II. 

Es wird Gesuchen von Bewerberinnen und Bewerbern (m/w/d) um folgende Stellen entgegengesehen:  

1. Gruppenleiter bei dem Amtsgericht Nürnberg in BesGr. A 11 mit Entwicklungsmöglichkeit nach 
BesGr. A 13. Der Dienstposten gehört zum Aufgabenbereich der Beamten mit bestandener 
Rechtspflegerprüfung.  

2. Leitung einer Organisationseinheit im betriebstechnischen Dienst/Haustechnik bei dem 
Oberlandesgericht München in BesGr. A 8 mit Entwicklungsmöglichkeit nach BesGr. A 9.  
Der Dienstposten gehört zum Aufgabenbereich der Beamten der Fachlaufbahn Naturwissenschaft und 
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Technik (ohne fachlichen Schwerpunkt), die sich für Ämter ab der BesGr. A 7 qualifiziert haben. Zur 
Bewerbung aufgefordert sind Beamte im betriebstechnischen Dienst/Haustechnik, die sich für Ämter  
ab der BesGr. A 7 qualifiziert haben, sowie Beamte im betriebstechnischen Dienst/Haustechnik ab der 
BesGr. A 5, bei denen die Bereitschaft zur modularen Qualifizierung für Ämter ab der BesGr. A 7 
besteht. 

3. Leiter einer übergeordneten Organisationseinheit im Justizwachtmeisterdienst bei dem 
Oberlandesgericht München in BesGr. A 8 mit Entwicklungsmöglichkeit nach BesGr. A 9. Der 
Dienstposten gehört zum Aufgabenbereich der Beamten des Justizwachtmeisterdienstes, die sich für 
Ämter ab der BesGr. A 7 qualifiziert haben. Zur Bewerbung aufgefordert sind Justizwachtmeister mit 
Erfahrung als Leiter einer Justizwachtmeisterei, die sich für Ämter ab der BesGr. A 7 qualifiziert haben, 
sowie Justizwachtmeister mit Erfahrung als Leiter einer Justizwachtmeisterei ab der BesGr. A 6, bei 
denen die Bereitschaft zur modularen Qualifizierung für Ämter ab der BesGr. A 7 besteht. 

4. Leiter einer Organisationseinheit im Justizwachtmeisterdienst bei dem Oberlandesgericht München  
in BesGr. A 7 mit Entwicklungsmöglichkeit nach BesGr. A 8. Der Dienstposten gehört zum 
Aufgabenbereich der Beamten des Justizwachtmeisterdienstes, die sich für Ämter ab der BesGr. A 7 
qualifiziert haben. Zur Bewerbung aufgefordert sind Justizwachtmeister, die sich für Ämter ab der 
BesGr. A 7 qualifiziert haben, sowie Justizwachtmeister ab der BesGr. A 6, bei denen die Bereitschaft 
zur modularen Qualifizierung für Ämter ab der BesGr. A 7 besteht. 

5. Leiter der Justizwachtmeisterei bei dem Amtsgericht Laufen in BesGr. A 6 mit Amtszulage mit 
Entwicklungsmöglichkeit nach BesGr. A 7. Der Dienstposten gehört zum Aufgabenbereich der Beamten 
des Justizwachtmeisterdienstes, die sich für Ämter ab der BesGr. A 7 qualifiziert haben. Zur Bewerbung 
aufgefordert sind Justizwachtmeister, die sich für Ämter ab der BesGr. A 7 qualifiziert haben, sowie 
Justizwachtmeister ab der BesGr. A 6, bei denen die Bereitschaft zur modularen Qualifizierung für 
Ämter ab der BesGr. A 7 besteht. 

Frauen sind besonders aufgefordert, sich zu bewerben (Art. 7 Abs. 3 Bayerisches Gleichstellungsgesetz). 
Die ausgeschriebenen Stellen sind für die Besetzung mit schwerbehinderten Bewerberinnen und Bewerbern 
geeignet; diese werden bei im Wesentlichen gleicher Eignung bevorzugt.  

Hinsichtlich des Anforderungsprofils der unter Nr. 1 ausgeschriebenen Stelle wird auf die Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz vom 22. Juli 2014 (JMBl. S. 130) Bezug genommen. 
Hinsichtlich des Anforderungsprofils der unter Nrn. 3 bis 5 ausgeschriebenen Stellen wird auf die 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz vom 30. Januar 2015 (JMBl. S. 10)  
Bezug genommen. 

Die ausgeschriebenen Stellen können auch durch eine Teilzeitkraft besetzt werden.  

Bewerbungsfrist: 10. August 2026. 

III. 

Die Hochschule für den öffentlichen Dienst in Bayern (www.hfoed.bayern.de) bildet die staatlichen und 
kommunalen Nachwuchsbeamten und -beamtinnen für den Einstieg in der 3. Qualifikationsebene aus. Sie 
gliedert sich in sechs Fachbereiche und die Zentralverwaltung. Der Fachbereich Rechtspflege bildet in der 
Fachlaufbahn Justiz die Nachwuchsbeamten und -beamtinnen für den Beruf des Rechtspflegers bei 
Gerichten und Staatsanwaltschaften sowie für den Verwaltungsdienst in den Justizvollzugsanstalten im 
Rahmen eines Fachstudiums aus. Darüber hinaus ist der Fachbereich in die berufliche Fortbildung und die 
weiterführende Qualifizierung von Beamtinnen und Beamten eingebunden. 

Die Hochschule für den öffentlichen Dienst in Bayern, Fachbereich Rechtspflege in Starnberg, sucht zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt für eine unbefristete Stelle eine  

Hauptamtliche Lehrperson (m/w/d) aus der  
4. Qualifikationsebene (Besoldungsgruppe R 1 mit Lehrzulage)  

Es handelt sich um eine Teilzeitstelle mit 75 v. H. der regelmäßigen Arbeitszeit einer/s 
Vollzeitbeschäftigten. 

http://www.hfoed.bayern.de/
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Zum Aufgabengebiet gehören insbesondere 

● die Konzeption und vollständige Durchführung von Lehrveranstaltungen am Fachbereich Rechtspflege 
einschließlich der Erstellung und Bewertung von Leistungsnachweisen, 

● die Konzeption und Abhaltung von Fortbildungsveranstaltungen überwiegend für Rechtspflegerinnen und 
Rechtspfleger sowie 

● der Einsatz in der modularen Qualifizierung der Hochschule für den öffentlichen Dienst in Bayern. 

Wir bieten: 

● eine Stelle für Richterinnen und Richter bzw. Staatsanwältinnen und Staatsanwälte der BesG R 1 

● eine abwechslungsreiche Tätigkeit in einem dynamischen Arbeitsumfeld 

● flexible Arbeitszeiten und damit die Vereinbarkeit von Familie und Beruf im Rahmen der Lehrtätigkeit 

● Fort- und Weiterbildungsangebote sowie Gesundheitsförderung im Rahmen des 
Gesundheitsmanagements 

● günstige Leasingkonditionen für das JobBike Bayern 

Hinsichtlich des Anforderungsprofils wird auf die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der 
Justiz und für Verbraucherschutz vom 18. September 2012 (JMBl. S. 120) sowie auf Art. 14 Abs. 2 HföDG 
Bezug genommen. 

Der Fachbereich Rechtspflege befindet sich derzeit in Starnberg und soll nach Pegnitz verlagert werden. Die 
grundsätzliche Bereitschaft zu einem Dienstortwechsel von Starnberg nach Pegnitz wird erwartet. 

Zur Bewerbung aufgefordert sind Richterinnen und Richter bzw. Staatsanwältinnen und Staatsanwälte der 
BesGr. R 1. Der ausgeschriebene Dienstposten ist für die Besetzung mit schwerbehinderten Bewerberinnen 
und Bewerbern geeignet; diese werden bei im Wesentlichen gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher 
Leistung bevorzugt. Die Gleichstellung aller Geschlechter ist für uns selbstverständlich. 

Reisekosten anlässlich des Vorstellungsgespräches werden nicht erstattet. Aktuelle Datenschutzhinweise 
finden Sie auf der Homepage der HföD: Datenschutzerklärung – Hochschule für den öffentlichen Dienst in 
Bayern. 

Die Bewerbung hat unter Vorlage der üblichen Bewerbungsunterlagen sowie unter Beifügung einer 
Einverständniserklärung zur Einsicht in die bei der Justiz geführten Personalakten an die Hochschule für den 
öffentlichen Dienst in Bayern, Fachbereich Rechtspflege, Josef-Sigl-Str. 4, 82319 Starnberg, zu erfolgen. 

Elektronische Bewerbungen sind in einem PDF-Dokument an poststelle.rpfl@hfoed.bayern.de zu senden. 

Für Informationen steht die Fachbereichsleitung unter Tel. 08151/9156-0 zur Verfügung.  

Bewerbungsfrist: 12. August 2026. 

https://www.hfoed.bayern.de/meta/datenschutz/index.html
https://www.hfoed.bayern.de/meta/datenschutz/index.html
mailto:poststelle.rpfl@hfoed.bayern.de
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